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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der 

Seesdiiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Dem Bunde werden auf dem Gebiete der Seeschiffahrt die 
Aufgaben übertragen, die dem Reich vor dem 8. Mai 1945 oblagen. 
Aufgaben, die dem Reich erst durch Rechtsvorschriften in der Zeit 
zwischem dem 30, Januar 1934 und dem 8, Mai 1945 übertragen 
worden waren, gehen mit dem 1, April 1952 auf die Länder über, 
soweit nicht durch Bundesgesetz etwas anderes bestimmt „wird. Die 
Vorschriften von Satz 1 und 2 gelten auch dann, wenn Aufgaben 
nach dem 8. Mai 1945 einem Land übertragen worden sind. 

(2) Der Fischereischutz auf See und die Aufgaben des Deutschen 
Hydrographischen Instituts sind Aufgaben des Bundes im Sinne von 
Absatz 1. • 

§ 2 . 

Die Mitwirkung des Bundesrates ist erforderlich, soweit in den 
einzelnen Rechtsvorschriften die Mitwirkung des Reichsrates vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Aufhebung des Reichsrates 
vom 14, Februar 1934 (RGBl. I S. 89) vorgeschrieben war. 

§ 3 

(1) Dem Bunde werden die nach der Schiffsvermessungsordnung 
vom 1. März 1895 (RGBl. S. 161) in ihrer am 8. Mai 1945 gültigen 
Fassung bisher den Ländern obliegenden Aufgaben übertragen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr hat diese Aufgaben auf Antrag 
eines Landes dem Land zu übertragen, wenn der Umfang der deut- 
schen Handelsflotte oder des Schiffsbaus auf deutschen Werften die 
Einrichtung von Landesbehörden rechtfertigt. 

§ 4 

(1) Die See-Berufsgenossenschaft in Hamburg führt die Vor- 
schriften des Bundes zur Sicherung der Seefahrt fSchiffssicherheits- 
vorschriften) als bundesunmittelbare Körperschaft aus. Insoweit 
untersteht sie fachlich der Aufsicht des Bundesministers für Verkehr. 
Die Kosten der Durchführung der Schiffssicherheitsvorschriften trägt, 
soweit sie nicht durch besondere Einnahmen aufgebracht werden, 
der Bund. Umfang und Art der Durchführung seiner Aufsicht bestimmt 
der Bundesminister für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Arbeit. 

(2) Der Bund unterhält Einrichtungen zur Entmagnetisierung von 
Schiffen. 

§ 5 

Die seemännischen Fachschulen sind Einrichtungen der Länder, 
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§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Allgemeine Verwaltungsvorschriften und Verwaltungsakte, die 
von Verwaltungsorganen und sonstigen der Verwaltung der See- 
schiffahrt dienenden Einrichtungen im Sinne von Artikel 130 des 
Grundgesetzes sowie vom Bundesminister für Verkehr und seinen 
nachgeordneten Dienststellen bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erlassen worden sind, gelten als Vorschriften und Akte des Bundes, 
soweit sie zu den Aufgaben des Bundes nach diesem Gesetz gehören. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Der Bund hat nach Artikel 74 Nr. 21 des Grundgesetzes die kon- 
kurrierende Gesetzgebung über die Hochsee- und Küstenschiffahrt. 
Nach Artikel 87 Absatz 1 und 89 Absatz 2 des Grundgesetzes soll 
der Bund auf dem Gebiete der Seeschiffahrt auch eine eigene Ver- 
waltung führen. Deren Umfang hat das Grundgesetz jedoch nicht 
selbst festgelegt, sondern der Bestimmung durch Bundesgesetz Vor- 
behalten. 

Der Entwurf grenzt die Verwaltungszuständigkeit des Bundes ab 
und bestimmt damit gleichzeitig, inwieweit im Sinne von Artikel 129 
Absatz 1 des Grundgesetzes Bundesorgane zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen ermächtigt sind. Da es nach Artikel 89 Absatz 2 der 
Bundesgesetzgebung unbenommen ist, neu erwachsene Aufgaben der 
Seeschiffahrt auch künftig dem Bunde zuzu weisen, kann sich der 
Entwurf bei dieser Abgrenzung im wesentlichen auf die staatlichen 
Aufgaben und Befugnisse beschränken, die sich aus früheren, als 
Bündesrecht fortgeltenden Rechtsvorschriften ergeben. Er braucht 
deshalb auch die vornehmste Aufgabe, die z. Zt. dem Staate auf dem 
Gebiete der Seeschiffahrt zufällt, nämlich die des Wiederaufbaus 
einer Handelsflotte, nicht zu erwähnen, sondern kann deren Re- 
gelung einem besonderen Bundesgesetz überlassen. 

Deutsche Rechtsvorschriften über Hochsee- und Küsten schiff ahrt 
sind nach dem 8. Mai 1945, abgesehen von bremischen Gesetzen über 
die Untersuchung von Seeunfällen, nicht erlassen worden. Die 
Regelung des Entwurfs knüpft daher an die Aufgabenverteilung an, 
die bis zum 8. Mai 1945 zwischen den Ländern und dem Reich 
bestand. Soweit danach Aufgaben vom Reich wahrgenommen 
wurden, sollten sie auf den Bund übertragen werden, die Aufgaben 
allerdings, die erst nach dem Gesetz über den Neuaufbau des Reiches 
vom 30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) Reichsaufgaben geworden sind, 
vorbehaltlich einer späteren andersartigen Regelung. Damit be- 
schränkt der Entwurf den Bund auf die Aufgaben, die zur Erhaltung 
der Einheitlichkeit der Handelsflotte (Artikel 27 des Grundgesetzes), 
zur Sicherung der Durchführung internationaler Verpflichtungen und 
zur Erhaltung notwendiger Rechtseinheit erfüllt werden müssen. 

II. 

Zu § 1 Absatz 1 

Der Entwurf kann die Aufgaben, die auf den Bund übergehen 
sollen, imd ihre gesetzlichen Grundlagen nicht im einzelnen auf- 
zählen. Er würde damit für das Gebiet der Seeschiffahrt eine Ent- 
scheidung treffen, die Artikel 126 des Grundgesetzes bei Zweifels- 
fällen dem Bundesverfassungsgericht überlassen hat, die Entscheidung 
nämlich, welche deutschen Rechtsvorschriften gern, den Artikeln 123 
bis 125 des Grundgesetzes als Bundesrecht fortgelten. § 1 des Ent- 
wurfs verwendet deshalb ähnlich der Regelung in Artikel 129 des 
Grundgesetzes eine Generalklausel und weist allgemein die Auf- 
gaben, die bis zum 8. Mai 1945 dem Reich oblagen, nunmehr dem 
Bunde zu. Im wesentlichen handelt es sich dabei um Aufgaben auf 
den Gebieten des Seemannsrechts, der Schiffssicherheit, der Schiffs- 
besetzung, der Vermessung von Seeschiffen und der Untersuchung 
von Seeunfällen. Eine Übersicht der staatlichen Aufgaben und 
Befugnisse, die auf diesen Gebieten früher vom Reich währgenommen 
wurden, enthält die Anlage zur Begründung. 

Einer besonderen Erwähnung in der Begründung bedarf nur das 
Lotswesen. Das Lotswesen, das auf Grund des Staatsvertrages, be- 
treffend den Übergang der Wasserstraßen von den Ländern auf das 
Reich, vom 29. Juli 1921 mit Ausnahme des Hafenlotswesens auf 
das Reich übergegangen ist, war zum Teil in der Auftragsverwaltung 
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der Länder verblieben. Das Lotswesen geht nunmehr nicht auf Grund 
der Besti^nmungen des Entwurfs auf den Bund über, sondern ist 
wegen seines Zusammenhangs mit der Wasserstraßenverwaltung, 
wegen dessen es auch seinerzeit in dem Staatsvertrag mitgeregelt 
worden ist, bereits auf Grund des Artikels 89 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes zusammen mit der Verwaltung der Bundeswasser- 
straßen auf den Bund übergegangen. Tn den Vorbesprechungen 
haben Verkehrsminister der Küstenländer hierzu allerdings den Vor- 
behalt einer späteren gesetzlichen Neuregelung gemacht. 

Die verschiedenartige Behandlung der Aufgaben, die das Reich vor 
dem 30. Januar 1934 hatte, und der, die es erst später übernommen 
hat, entsprechen dem Wunsch der Küstenländer. Nach dem 30. Ja- 
nuar 1934 hat das Reich neue Aufgaben, z. B. in vier die Schiffs- 
besetzungsordnung abändernden Verordnungen, übernommen. Nach 
Absatz 1 Satz 2 des Entwurfs bedürfen derartige Rechtsvorschriften 
bis spätestens 31. März 1952 einer Überprüfung und für den Fall, daß 
die neuen Aufgaben, z. B. Anerkennung einer Lehranstalt als Seefahrt- 
schule, weiterhin Bundesaufgaben sein sollen, einer Ergänzung durch 
Bundesgesetze. Diese Bestimmung des Entwurfs bedeutet keine 
zusätzliche Belastung der an der Gesetzgebung beteiligten Körper- 
schaften. Das öffentliche Seerecht bedarf ohnedies einer Angleichung 
an die heutigen Verhältnisse und an die Entwicklung des inter- 
nationalen Rechts. So ist außer dem Gesetz zur Neuregelung der 
Untersuchung von Seeunfällen ein Entwurf zur Neufassung der See- 
mannsordnung in Vorbereitung und sind Vorarbeiten zur Abänderuna 
der Schiffsvermessungsordnung, der Schiffsbesetzungsordnung und 
verschiedener Schiffssicherheitsvorschriften im Gang. 

Nach Absatz 1 Satz 3 fallen die früheren Reichsaufgaben auch 
insoweit dem Bunde zu, als sie nach dem 8. Mai 1945 in Abänderung 
früheren Reichsrechts einem Lande übertragen worden sind. Diese 
Bestimmung hat besondere Bedeutung für das Gebiet der Seeunfall- 
untersuchung, auf dem frühere Reichsaufgaben durch die bremischen 
Gesetze vom 27. Mai 1947 und 2. März 1948 (GBl. 1947 S. 78 und 
1948 S. 34) auf das Land Bremen überführt wurden. 

Absatz 2 

Die Bestimmung ist zur Vermeidung von Zweifeln erforderlich. Vor 
dem 8. Mai 1945 ist der Fischereischutz auf See ständig und sind die 
Aufgaben der Hydrographie zeitweilig von der Kriegsmarine wahr- 
genommen worden. Sie werden heute unter Beschränkung auf die 
rein zivilen Zwecke der Hochseefischerei und der Seeschiffahrt fort- 
geführt und sind damit Aufgaben im Sinne des Absatzes 1 (im ein- 
zelnen siehe die Anlage unter Ziffer II F und G). 

Zu § 2 

Die Vorschrift soll für das Gebiet der Seeschiffahrt den Rechts- 
zustand hersteilen, der dem bundesstaatlichen Aufbau des Grund- 
gesetzes entspricht. 

Zu § 3 

Das Seeschiffsvermessungsamt in Hamburg ist auf Anordnung des 
Alliierten Kontrollrats (Coastal, Shipping Committee) anfangs 1946 
errichtet worden. Es hat neben den Aufgaben des Reichsschiffsver- 
messungsamtes gemäß der Schiffsvermessungsordnung die darin den 
Vermessungsbehörden d.er Länder übertragenen Aufgaben übernom- 
men. Dabei wird es solange sein Bewenden haben müssen, bis der 
Umfang der anfallenden Arbeiten die Wiedererrichtung von Landes- 
behörden rechtfertigt (siehe Anlage unter Ziffer II D). 

Zu § 4 Absatz 1 

Die Seeberufsgenossenschaft, die in erster Linie Träger der Sozial- 
versicherung auf dem Gebiete der Seeschiffahrt ist, ist in mehreren 
gesetzlichen Bestimmungen mit der Durchführung des Gesetzes über 
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das Internationale Übereinkommen zum Schutze des menschlichen 
Lebens auf See (Schiffssicherheitsvertrag London 1929) vom 10. April 
1931 (RGBL II S. 325) beauftragt worden. Würden die Aufträge an 
die Seeberufsgenenossenschaft zurückgezogen, dann müßte eine 
eigene Bundesoberbehörde errichtet werden. 

Die Seeberufsgenossenschaft untersteht der dienstrechtlichen Auf- 
sicht des Bundesministers für Arbeit und als Träger der Sozialver- 
sicherung auch dessen fachlicher Aufsicht. Als ausführendes Organ 
auf dem Gebiete der Schiffssicherheit untersteht sie der fachlichen 
Aufsicht des dafür zuständigen Bundesministers für Verkehr. Da die 
Gebiete der Schiffssicherheit und der Unfallverhütung stark inein- 
ander übergehen, erscheint es zweckmäßig, den Umfang der fach- 
lichen Aufsicht des Bundesministers für Verkehr durch diesen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit näher bestimmen 
zu lassen. Dabei wird die Grenze zwischen der Unfallverhütung und 
der Schiffssicherheit in der Entscheidung zu finden sein, ob es sich 
im Einzelfalle um Vorkehrungen handelt, die den normalen Gefahren 
der Arbeit in technischen Betrieben begegnen sollen, oder um solche, 
die zur Abwehr der der Se^^fahrt eigentümlichen Gefahren dienen 
(siehe Anlage unter Ziffer II C). 

Absatz 2 

Wegen noch fortbestehender Minengefahr müssen mindestens noch 
einige Jahre lang Schiffe aus Sicherheitsgründen sich Entmagnetisie- 
rungsmaßnahmen unterziehen. Die Einrichtungen müssen vom Bund 
zur Verfügung gehalten werden. Es genügen aber zwei Anlagen an 
der meist befahrenen Schiffahrtsstraße, dem Nord-Ostsee-Kanal, die 
der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Kiel angegliedert sind. 

Zu § 5 

Die Seefahrtschulen (nicht dagegen die Schiffsingenieur- und See- 
maschinistenschulen) sind durch Verordnung vom 22. September 
1938 (RGBl. I S, 1190) auf das Reich überführt worden. Sie werden 
aber seit ihrer Wiedereröffnung von den Ländern als Landeseinrich- 
tungen geführt. § 5 bestimmt in Abweichung von dem Grundsatz des 
§ 2, daß es dabei sein Bewenden haben soll. Die Auseinandersetzung 
wegen der Rechte und Pflichten und wegen des Eigentums muß dem 
in Artikel 134 Absatz 4 des Grundgesetzes vorgesehenen Gesetz 
Vorbehalten bleiben. 

Zu § 6 Absatz 1 

Der Erlaß des Gesetzes ist von dem juristischen Ausschuß der 
Ministerpräsidenten als dringlich bezeichnet worden, da vorher einer 
Verwaltungstätigkeit des Bundes auf dem Gebiete der Seeschiffahrt 
die vom Grundgesetz vorgeschriebene Rechtsgrundlage fehlt. Es soll 
daher auch möglichst frühzeitig, d. h. am Tage nach seiner Verkün- 
dung, in Kraft treten. 

Absatz 2 

Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes mußten die Seeschiffahrts- 
aufgaben der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes von 
den bisherigen Behörden, die durch Beschluß der Bundesregierung 
in das Bundesverkehrsministerium überführt worden sind, fortgeführt 
werden. Die Bestimmung des § 6 (2) soll etwaige Rechtsbodenken 
gegen dieses notwendige Verfahren beseitigen. 
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Anlage zur Begründung 


Darstellung der hauptsächlichen Gebiete, auf denen vor dem 
8, Mai 1945 das Reich staatliche Aufgaben und Befugnisse 
wahrgenommen hat 

I. Allgemeines 

Das deutsche öffentliche Seerecht beruht überwiegend auf Rechts- 
vorschriften, die vor dem 30. Januar 1933 erlassen worden sind. 
Soweit einzelne Vorschriften später ergangen sind, wie z. B. das 
Gesetz über die Untersuchung von Seeunfällen vom 28. September 
1935, stellen sie meist nur eine Fortbildung früheren Reichsrechts 
dar. Die von ihnen vorgeschriebene Aufgabenverteilung zwischen 
den Ländern und dem Reich entsprach daher im wesentlichen dem 
auch den Reichsverfassungen von 1871 und 1919 eigenen Grundsatz, 
daß die Reichsgesetze im allgemeinen von den Ländern auszuführen 
waren und dem Reich die Verwaltung nur insoweit oblag, als sie 
ihrer Natur nach oder zur Erhaltung notwendiger Rechts- und Ver- 
waltungseinheit zentral geführt werden mußte. 

Nach 1933 ist dieser Grundsatz in seerechtlichen Vorschriften nur 
hinsichtlich des seemännischen Fachschulwesens durchbrochen wor- 
den (vgl. Begründung zu § 1 Absatz 1 Satz 2). Im übrigen beruhte 
die Verlagerung von Landesaufgaben auf das Reich auf Rechtsvor- 
schriften, die allgemein den staatsrechtlichen Aufbau des Reichs 
änderten, insbesondere auf dem Gesetz über den Neuaufbau des 
Reichs vom 30. Januar 1934 und seinen Durchführungsverordnungen. 
Diese Rechtsvorschriften verfassungsrechtlichen Charakters gelten 
nach Artikel 123 des Grundgesetzes keinesfalls fort. Die Darstellung 
der Aufgaben und Befugnisse, die vor dem 8. Mai 1945 vom Reich 
wahrgenommen wurden, läßt sie deshalb unberücksichtigt und 
beschränkt sich auf den Rechtszustand, der sich aus den seerecht- 
lichen Vorschriften selbst ergab. 

11. Die Aufgaben und Befugnisse des Reichs 
im einzelnen 

A. Auf dem Gebiete des Seemannsrechts 

Die privatrechtlichen Verhältnisse der Schiffsmannschaft und die 
öffentlich-rechtlichen Verhältnisse der Schiffsbesatzung sind in der 
Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (RGBl. S. 175) geregelt. Die Aus- 
führung der Seemannsordnung obliegt im allgemeinen den von den 
Ländern eingerichteten und ihrer Aufsicht unterstehenden Seemanns- 
ämtern. Aufgaben des Reichs waren nach der Seemannsordnung die 
folgenden: 

1. Erlaß einer Schiffsbesetzungsordnung und einer Prüfungsord- 
nung (§4), 

2. Erlaß von Vorschriften über die Untersuchung von Schiffsleuten 
auf Tauglichkeit ’(§ 7 Absatz 4), 

3. Oberaufsicht über die Seemannsämter (§ 5), 

4. Bestimmung von Einrichtung des Seefahrtbuches und der Muster- 
rolle sowie der Kosten des Seefahrtbuches und der Musterungs- 
verhandlung (§§ 11, 14, 26), 

5. Erlaß von Vorschriften über den Dreiwachendienst (§ 36), 

6. Bestimmung von Festtagen für Schiffsmannschaften in gewissen 
Fällen (§ 39). 

7. Erlaß näherer Bestimmungen über die Speiserolle der Schiffs- 
leute in Ausnahmefällen, über die Krankenfürsorge und über die 
Einrichtung des Logisraumes auf Kauffahrteischiffen (§ 56), 

8. Regelung des Verfahrens vor dem Seemannsamt (§ 123 Absatz 4), 

9. Verfügung über Aufkommen an Geldstrafen in gewissen Fällen 
(§ 132), 
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10. Erlaß von Ausnahmevorschriften (§ 134), 

11. Erlaß von Bestimmungen über die Verlautbarung von im. Aus- 
land abgeschlossenen Heuerverträgen (§ 136). 

B. Auf dem Gebiete der Schiffsbesetzung 

Auf Grund von § 4 der Seemannsordnung und § 31 der Gewerbe- 
ordnung hat der Reichsverkehrsminister am 29. Juni 1931 (RGBl. II 

S. 517) die Schiffsbesetzungsordnung erlassen. Sie regelt Zahl und 
Art der Schiffsoffiziere, mit welchen die Schiffe zu besetzen sind, 
den Grad der Befähigungszeugnisse, die der Kapitän und die Schiffs- 
offiziere besitzen müssen, und die Voraussetzungen für den Erwerb 
dieser Befähigungszeugnisse. Die Ausfertigung der Befähigungszeug- 
nisse obliegt nach § 32 der Schiffsbesetzungsordnung den Landes- 
behörden. Ebenso oblagen ursprünglich den Ländern auch die Ein- 
richtung und Unterhaltung staatlicher Seefahrt- und Seemaschinisten- 
schulen. Wegen des späteren Übergangs der Seefahrt schulen auf das 
Reich und ihrer Rückübertragung auf die Länder vgl. die Begrün- 
dung zu § 5. 

Die Schiffsbesetzungsordnung ist nach dem 30. Januar 1934 mehr- 
fach geändert worden, und zwar durch die Verordnungen ^vom 
26. März 1934, 24. Mai 1938, 31. Juli 1939 und 1. Juli 1940 (RGBl. II 
S. 159 bzw. 951 bzw. 144 bzw. 194). ^ach ihrer am 8. Mai 1945 
geltenden Fassung hatte die oberste Reichsbehörde (Reichsverkehrs- 
minister, in einzelnen Fällen auch die Reichsregierung) die folgenden 
Aufgaben zu erfüllen: 

1. Vorschriften über die Ausstellung von Befähigungszeugnissen 
an Ausländer (§ 20 Absatz 4), 

2. Regelung des Nachweises ausreichenden Hör-, Seh- und Farben- 
unterscheidungsvermögens bei Scjiiffsoffizieren (§ 21), 

3. Bestimmungen über die Anrechnungsfähigkeit von Seefahrtzeiten 
auf die praktische Ausbildungszeit (§§ 22, 23, 24), 

4. Anerkennung einer Lehranstalt als seemännische Fachschule 
(§ 27). 

5. Feststellung der Lehrpläne dieser Schulen (§ 28), 

6. Einblick in den Unterricht, zum Erlaß einer Prüfungsordnung und 
' zur Beaufsichtigung der Prüfungen (§§ 29, 30, 31), 

7. Festsetzung der Vordrucke für die Befähigungszeugnisse (§ 32), 

8. Berufung von Fachausschüssen zur Beratung in Ausbildungs- 
fragen (§ 33), 

9. Gewährung von Ausnahmen von der Schiffsbesetzungsordnung 
(§ 34). 

Nach der ursprünglichen Fassung der Schiffsbesetzungsordnung 
oblagen die unter 4. und 5. bezeichneten Aufgaben den Landes- 
zentralbehörden, bei der Erfüllung der unter 1 ., 3. und 9. bezeich- 
neteii Aufgaben war die oberste Reichsbehörde an das Einvernehmen 
der Regierungen der Küstenländer gebunden. Gemäß § 1 Absatz 1 
Satz 2 des Entwurfs werden diese Befugnisse mit dem 1. April 1952 
wieder auf die Länder übergehen, soweit nicht vorher durch Bundes- 
gesetz etwas anderes bestimmt wird (vgl. Begründung zu § 1 
Absatz 1). 

C. Auf dem Gebiete der Schiffssicherheit 

Die wesentliche Grundlage aller Schiffssicherheitsbestimmungen 
ist das Gesetz über das Internationale Übereinkommen zum Schutze 
des menschlichen Lebens auf See — Schiffssicherheitsvertrag, Lon- 
don 1929 — vom 10. April 1931 (RGBl. II S. 235). Auf Grund von 
Artikel 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit der Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung der Seefahrt vom 22. Dezember 1932 
(RGBl. II S. 243) war die Reichsregierung ermächtigt, Verordnungen 
zu erlassen über: 
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1. Schotteneinteilung, Einrichtung und Ausrüstung der Seefahrzeuge, 

2. Seestraßenrecht, 

3. Freibord, 

4. Vermessung der Seefahrzeuge 

sowie über die Durchführung und die Überwachung dieser Vor- 
schriften. in Ausübung dieser Ermächtigung hat die Reichsregierung 
erlassen: die Verordnung über Sicherheitseinrichtungen und Sicher- 
heitszeugnisse für Fahrgastschiffe (RGBl. II S. 243), die Verordnung 
über die Funkausrüstung und den Funk Wachdienst der Schiffe 
(RGBL II S. 269), die Verordnung über die Sicherheit der Seefahrt 
(RGBL II S. 267), die Verordnung über den Freibord der Kauffahrtei- 
schiffe (RGBL II S. 278), sämtliche vom 25. Dezember 1932, und die 
Verordnung über die Einrichtung der Positionslaternen und die 
Abblendung der Seitenlichter vom 25. März 1935 (RGBL II S. 344). 

Der obersten Reichsbehörde (Reichsverkehrsminister) sind in § 6 
der Fahrgastschiffverordnung der Erlaß von Richtlinien für die 
Durchführung von Schiffsbesichtigungen und in Artikel 4 und 11 der 
Funkverordnung die Bestimmung von Ausnahmen und Erleichterun- 
gen Vorbehalten worden. Im übrigen ist die Durchführung sämtlicher 
Verordnungen der Seeberufsgenossenschaft übertragen worden. 

Die Schiffssicherheitsvorschriften bedürfen in Kürze einer Über- 
prüfung, da am 1. Januar 1949 der 1947 in Atlantic City abgeschlos- 
sene Weltnachrichtenvertrag in Kraft getreten ist und am 1. Januar 
1951 der 1948 in London abgeschlossene neue Schiffssicherheitsvertrag 
in Kraft treten soll. 

D. Auf dem Gebiete der Seeschiffsvermessung 

Nach der Schiffsvermessungsordnung vom 1. März 1895 in der 
Fassung der Bekanntmachungen vom 22. Mai 1899 (RGBL S. 310), 
vom 7. Mai 1906 (RGBL S. 564) und vom 12. April 1908 (RGBL S. 149) 
erfolgte die Vermessung der Seeschiffe und die Ausfertigung der 
Meßbriefe durch die von den Landesregierungen bestellten Vermes- 
sungsbehörden. Dem Reichsschiffsvermessungsamt oblag die Aufsicht 
über das Schiffsvermessungswesen (§ 24), der Erlaß von Durchfüh- 
rungsverordnungen oblag zunächst dem Reichskanzler und später 
der Reichsregierung (§ 37). Wegen des Übergangs der Landesauf- 
gaben auf das 1946 errichtete Seeschiffsvermessungsamt wird auf die 
Begründung zu § 3 Bezug genommen. 

E. Auf dem Gebiete der Seeunfalluntersuchung 

Seeunfälle werden bereits seit dem Jahre 1877 (Gesetz betreffend 
die Untersuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877 — RGBL S. 594) 
durch die von den Ländern eingerichteten Seeämter untersucht. Das 
seeamtliche Verfahren wurde neu geregelt durch das Gesetz über die 
Untersuchung von Seeunfällen vom 28. September 1935 (RGBL I 

5. 1183). Danach oblagen dem Reich im einzelnen folgende Aufgaben: 

1. Reichskommissare hatten im Untersuchungsverfahren die öffent- 
lichen Belange wahrzunehmen. Sie konnten mit Anträgen auf die 
Einleitung und Vorbereitung der Untersuchung sowie auf die 
Untersuchung selbst einwirken. 

2. Das Reichsoberseeamt entschied über die Berufungen gegen 
Sprüche der Seeämter, in denen das schuldhafte Verhalten eines 
Beteiligten festgestellt oder einem Beteiligten die Gewerbebefug- 
nis als Kapitän, Seeschiffer, S e es teu ermann, Schiffsingenieur, 
Maschinist oder Seemotorführer entzogen worden war. Der Vor- 
sitzende des Reichsoberseeamts entschied über Beschwerden 
gegen Anordnungen der Seeamtsvorsitzenden. 

3. Die oberste Reichsbehörde (Reichs verkehrsminister), in einzelnen 
Fällen auch die Reichsregierung bzw. der Reichskanzler waren 
zuständig: 
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a) zur Anordnung einer Seeunfalluntersuchung {§ 3), 

b) zur Zustimmung zur Einleitung einer Untersuchung (§ 4), 

c) zur Festsetzung der Zahl der Seeämter und der Abgrenzung 
ihrer Bezirke sowie zur Führung der Oberaufsicht über sie 
(§ 6 Absatz 1), 

d) zur Bestellung eines Reichskommissars beim Seeamt (§ 9), 

e) zur Bestimmung des zuständigen Seeamts in gewissen Fällen 

(§ 10 ), 

f) zur Bestellung des Vorsitzenden und des schiffahrtskundigen 
ständigen Beisitzers des Reichsoberseeamts (§11 Absatz 3), 

g) zur Aufsicht über das Reichsoberseeamt (§11 Absatz 4), 

h) zur Pauschalierung der Verfahrenskosten (§ 39), 

i) zum Erlaß der Geschäftsordnung für die Seeämter und das 
Reichsoberseeamt (§ 41), 

k) zur Wiedereinräumung einer entzogenen Gewerbebefugnis 
{§ 42). 

Mit dem 8. Mai 1945 stellten die Seeämter und das Reichsober- 
seeamt auf Anordnung der Besatzungsmächte ihre Tätigkeit ein. 
Wiedereröffnet wurde das Seeamt Bremerhaven durch das bremische 
Gesetz vom 27. Mai 1947 (GBl. 1947 S. 78), das gleichzeitig geringe 
materielle Änderungen des Rechts der Seeunfalluntersuchung vorsah 
und die Befugnisse der früheren Reichsorgane dem bremischen Senat 
übertrug. Durch Gesetz vom 2. März 1948 (GBl. S. 34) hat das Land 
Bremen für seinen Bereich ein eigenes Oberseeamt errichtet. In der 
britischen Zone wurde das Recht der Seeunfalluntersuchung durch 
die ordiance Nr. 144 geregelt, die gleichzeitig ein Oberseeamt für 
die britische Zone eröffnete. 

Nach § 1 Absatz 1 Satz 3 des Entwurfs werden die früheren Reichs- 
aufgaben auch im Gebiet des Landes Bremen auf den Bund über- 
tragen werden. Damit wird dem dortigen Oberseeamt, das Landes- 
behörde ist, die gesetzliche Grundlage entzogen werden. Nach Ver- 
abschiedung des Gesetzentwurfs und nach Aufhebung der ordiance 
Nr. 144 wird die Bundesregierung auf Grund von § 1 in Verbindung 
mit dem Gesetz über die Untersuchung von Seeunfällen an Stelle 
der beiden Oberseeämter in Bremen und Hamburg ein Bundes ober- 
seeamt einzurichten haben. Insoweit bedarf es nicht mehr des Geset- 
zes zur Neuregelung der Untersuchung von Seeunfällen, das der 
Wirtschaftsrat am 20. Juli 1949 beschlossen hatte, das aber vom 
Zweimächtekontrollamt der Entscheidung des Bundes Vorbehalten 
worden ist. Die Vereinheitlichung des materiellen Rechts und die 
Anpassung verschiedener Bestimmungen des Seeunfalluntersuchungs- 
gesetzes an die gegenwärtigen Bedürfnisse sollen in einem beson- 
deren Gesetz erfolgen, dessen Entwurf bereits vorbereitet wird. 

F. Auf dem Gebiete der Hydrographie 

Die Hydrographie war früher neben der Meteorologie Aufgabe der 
Deutschen Seewarte. Die Deutsche Seewarte ist durch Gesetz vom 
9. Januar 1875 (RGBl. S. 11) errichtet worden. Zu ihrem Aufgaben- 
bereich gehörten nach den Verordnungen vom 26. Dezember 1875 
und 4. Februar 1895 (RGBl. 1875 S. 385 und 1895 S. 749) u. a, die 
Ozeanographie und die Geophysik des Meeres, die Herausgabe von 
Seehandbüchern und Seekarten, die Aufstellung der Gezeitentafeln, 
die laufende Veröffentlichung der für die Navigation wichtigen 
Nachrichten sowie die Prüfungen und Berichtigungen nautischer 
Instrumente. Dazu kamen später der Präzisionszeitdienst und die 
Prüfung der Positionslaternen nach der Verordnung vom 25. März 
1935. Die Deutsche Seewarte unterstand ursprünglich der kaiserlichen 
Admiralität, später dem Reichskanzler (Reichsmarineamt), ab 1. Ok- 
tober 1919 dem Reichsverkehrsminister und ab 1. April 1934 mit 
ihren hydrographischen Arbeitsgebieten dem Oberkommando der 
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Kriegsmarine. Nach dem 8. Mai 1945 sind die hydrographischen 
Arbeitsgebiete vom Deutschen Hydrographischen Institut fortgeführt 
worden, das in Durchführung der ordiance Nr. 142 der Verwaltung 
für Verkehr des Vereinigten Wirtschaftsgebietes unterstellt wurde 
und damit jetzt dem Bundesminister für Verkehr untersteht. 

G. Auf dem Gebiete des Fischereischutzes 

Der Fischereischutz auf See beruht auf dem Gesetz über den Inter- 
nationalen Vertrag, betreffend die polizeiliche Regelung der Fischerei 
in der Nordsee außerhalb der Küstengewässer, vom 6. Mai 1882 
(RGBl. 1884 S. 25). Er wurde nach seiner Wiedereinrichtung im 
Oktober 1948 von der Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ausgeübt und soll jetzt 
von dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
unter Mitwirkung des Bundesministers für Verkehr wahrgenommen 
werden. Die Tätigkeit der deutschen Fischereischutzboote beschränkt 
sich z. Z. auf Hilfeleistung für die Fischereiflotte auf See in Krank- 
heitsfällen, bei Havarien und beim Ausfall funktechnischer Einrich- 
tungen sowie auf die Übermittlung von Fangnachrichten und Sturm- 
warnungen. Die Fischereischutzboote werden nach Weisungen des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ein- 
gesetzt, bei nautischen Fragen wirkt der Bundesminister für Verkehr 
mit. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 10. Februar 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben -BK 35/50- vom 30. Januar 1950 
beehre ich mich mitzutcilen, daß der Bundesrat in seiner Sitzung 
am 10. Februar 1950 beschlossen hat, zu dem ihm gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes zugeleiteten 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufgaben 

des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt 

folgende Änderungen vorzuschlagen; 

1. JT / erhält folgende Fassung: 

»§ I 

(1) Dem Bund obliegt die Förderung der Handelsflotte im 
allgemeinen deutschen Interesse und die Unterstützung der be- 
teiligten Länder bei der Erhaltung der Leistungsfähigkeit der 
Seehäfen. 

(2) Dem Bund werden auf dem Gebiet der Seeschiffahrt die 
Aufgaben übertragen, die dem Reich vor dem 8. Mai 1945 ob- 
lagen. Aufgaben, die dem Reich erst durch Rechtsvorschriften in 
der Zeit zwischen dem 30. Januar 1934 und dem 8, Mai 1945 
übertragen worden waren, gehen mit dem 1. April 1952 auf die 
Länder über. Die Vorschriften von Satz 1 und 2 gelten auch für 
Aufgaben, die nach dem 8. Mai 1945 einem Land übertragen 
worden sind. 

(3) Der Fischereischutz auf See und die Aufgaben des Deut- 
schen Hydrographischen Instituts sind Aufgaben des Bundes im 
Sinne von Absatz 2 .“ 


Begründung: 

Die besondere Lage der Seeschiffahrt erfordert es, daß die in Ab- 
satz 1 genannten schiffahrtspolitischen Aufgaben ausdrücklich als Auf- 
gaben des Bundes im Gesetz an erster Stelle genannt werden. Dieser 
Absatz ist daher den bisherigen nunmehr Absatz 2 und 3 gewordenen 
Absätzen voran gestellt worden. 

Im neuen Absatz 2 sind die den Satz 2 einschränkenden Worte 
„soweit nicht durch Bundesgesetz etwas anderes bestimmt wird” 
als selbstverständlich gestrichen worden. 

Im übrigen handelt es sich um Änderungen redaktioneller Art. 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

»§ 2 

Die Mitwirkung des Bundesrates ist auch erforderlich, soweit 
in Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Seeschiffahrt die Mit- 
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Wirkung des Reichsratcs vor dem Inkrafttreten des Gesetzes über 
die Aufhebung des Reichsrates vom 14. Februar 1934 (RGBl. I S. 89) 
vor geschrieben war.” 

Begründung: 

Das neue Wort „auch” soll klarstellen, daß die Mitwirkung des 
Bundesrates in Fällen, in denen sie sich aus Rechtsvorschriften au- 
ßerhalb des Gebietes der Seeschiffahrt ergibt, unberührt bleibt. Die 
weitere Einfügung „auf dem Gebiet der Seeschiffahrt” soll die er- 
wähnten Rechtsvorschriften sachlich ab grenzen. 

3. 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die See-Berufsgenossenschaft in Flamburg führt die Vor- 
schriften des Bundes zur Sicherung der Seefahrt (Schiffsicherheits- 
vorschriften) aus und untersteht insoweit der Fachaufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Umfang und Art der Durchführung 
seiner Aufsicht bestimmt der Bundesminister für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit. Die Kosten 
der Durchführung der Schiffsicherheitsvorschriften trägt, soweit 
sie nicht durch besondere Einnahmen aufgebracht werden, der 
Bund." 


Begründung: 

Die Worte „als bundesunmittelbare Körperschaft” können gestrichen 
werden, da Artikel 87 Absatz 2 des Grundgesetzes diese Eigenschaft 
der See-Berufsgenossenschaft als eines sozialen Versicherungsträgers 
allgemein bestimmt. 

Die weitere Satzumstellung ist nur redaktioneller Art. 

§ 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Gegenüber allgemeinen Verwaltungsvorschriften und 
Verwaltungsakten auf dem Gebiet der Seeschiffahrt, die von 
Verwaltungsorganen und von der Verwaltung der Seeschiffahrt 
dienenden Einrichtungen im Sinne des Artikels 130 des Grund- 
gesetzes sowie vom Bundesminister für Verkehr und seinen nach- 
geordneten Dienststellen bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erlassen worden sind und die zu den Aufgaben des Bundes nach 
diesem Gesetz gehören, kann der Einwand mangelnder Zustän- 
digkeit nicht erhoben werden.” 

Begründung: 

Das Wort „sonstige“ ist durch das Wort „von“ ersetzt worden, 
da es sich auch um Maßnahmen von Verwaltungsorganen handeln 
kann, die von Artikel 130 des Grundgesetzes nicht erfaßt werden. 
Durch die Neufassung wird im übrigen die gesetzliche Fiktion der 
bisherigen Formulierung vermieden und der sachliche Inhalt der Be- 
stimmung deutlich bezeichnet. Bei Aufnahme einer gesetzlichen Fiktion, 
nach welcher die fraglidien Vorschriften und Verwaltungsakte als 
vom Bund erlassen gelten, würde sowohl im Beschwerde- als auch 
im Verwaltungsstreit verfahren ein Devolutiveffekt ausgelöst werden, 
der bis zur Errichtung eines Bundesverwaltungsgerichts nicht reali- 
sierbar wäre. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Arnold 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zum Beschluß des Bundesrates über den 
Entwurf eines Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt 


Die Bundesregierung hält aus den folgenden Gründen an dem 
Entwurf fest: 

Der § 1 Absatz 1 des Vorschlages des Bundesrates enthält in seinem 
1. Halbsatz keine unmittelbar anwendbare Gesetzesvorschrift, sondern 
eine programmatische Erklärung. Der 2. Halbsatz könnte als grund- 
sätzliche Festlegung des Bundes auf finanzielle Verpflichtungen ge- 
deutet werden. 

Der Kreis der Organe, gegen deren Maßnahmen der Einwand 
mangelnder Zuständigkeit nicht soll erhoben werden können, ist in 
§ 6 Absatz 2 des Vorschlages des Bundesrates zu weit gezogen. 
Die übrigen Vorschläge des Bundesrates haben nur redaktionelle 
Bedeutung. 
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